Kirche braucht politische Mitwirkung
Theologische, ethische und ekklesiologische Impulse

Vortrag im Rahmen der Frühjahrskonferenz des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg „Einsetzen oder Aussitzen? – politisch aktiv Kirche gestalten

im Bernhäuser Forst am 5. März 2007

Prof. Dr. Thomas Schlag - Theologische Fakultät der Universität Zürich

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Sie werden diesen Mann vermutlich nicht kennen, noch nie gesehen haben. Wären Sie Schweizer, wäre Ihnen nicht nur sein Name, sondern auch eine Vielzahl von Aktionen, Erlebnissen und Zitaten auf jeden Fall sehr vertraut. 

Er heisst Ernst Sieber, ist Pfarrer, in der Schweiz eine absolute Institution seit fünfzig Jahren ein charismatischer Kämpfer für Obdachlose und Arme, Menschen am Rand der reichen schweizerischen Gesellschaft. Eine politisch-soziale und diakonische Mischung, vielleicht aus Robin Hood, Johann Hinrich Wichern und Frere Roger. Warum ich ihn erwähne? Gestern Nachmittag wurde im Zürcher Grossmünster in einem etwa dreistündigen Gottesdienst gemeinsam mit ihm und schätzungsweise 2000 Menschen sowie den versammelten Medien sein 80. Geburtstag gefeiert. Ich hatte die Ehre, bei diesem Anlass 1. Kor. 12. auszulegen und stehe durchaus noch unter diesem Eindruck.  

Zur Auslegung will ich nun aber eigentlich nicht viel sagen, weil Sie ja morgen früh zu diesem Text eine kirchenpolitische Lesung erhalten.

Ich nehme lediglich einen Gedanken hier auf, der für unsere Fragestellung hilfreich sein könnte: Angesichts des beeindruckenden Ereignisses, so habe ich gesagt, würde ich mir wünschen, dass dieses Grossmünster nicht aus dicken Mauern und festen Türmen bestünde, sondern aus stabilem, durchsichtigem Glas. Denn dann könnte man tatsächlich in aller Welt sehen, was sich hier gerade Faszinierendes abspielt. Manchmal verhindern Mauern, dass sich Welt und Kirche, inneres und öffentliches Leben tatsächlich wahrnehmen, sich begegnen und gegenseitig beeinflussen.

Mit diesem Satz sei ein erstes grundsätzliches Problem des Themas „Politisch aktiv Kirche gestalten“ markiert: Fragen des kirchlichen Engagements, überhaupt kirchlicher Reformprozesse werden viel zu häufig so behandelt, als spielten sie sich lediglich in den vertrauten vier Wänden ab. So als ob man sich selbst genug ist, so als das Hauptziel kirchlicher Reformen tatsächlich in der Verbesserung innerer Strukturen und Abläufe besteht. Ich erinnere insofern grundsätzlich an das Lob des Paulus gegenüber seiner römischen Gemeinde: „Zuerst danke ich meinem Gott durch Jesus Christus, das man von eurem Glauben in aller Welt spricht“ (Röm 1,8) und um es mit Johannes christologisch zu wenden: Jesus Christus selbst gibt sich für das Leben der Welt (Joh 6,51). Glaube und Kirche sind nur in ihrer fundamentalen Bezogenheit auf die Welt zu denken – ohne die Welt bräuchte sich auch die Kirche keine Gedanken mehr über ihre Zukunft zu machen, denn sie wäre selbst zur Ortlosigkeit und Funktionslosigkeit verurteilt, wäre orientierungslos. Politisches Handeln in der Kirche ist ebenso wie alle Kirchenreform bis hin zu missionarischem Gemeindeaufbau ist von vorneherein zum Scheitern verurteilt, wenn sie dabei die Weltverhältnisse und die in diesen Verhältnissen lebenden Menschen aus dem Blick verliert. 

Und vielleicht wirken ja manche Reformprozesse selbst so hysterisch und aufgeheizt, weil man diesen Blick auf die eigentlich entscheidenden Dinge, womöglich gar die Menschen selbst längst aus Augen und Sinn verloren hat. Jedenfalls ist mir bei manchem Reformprozess, der sich so ganz und gar innerkirchlich gibt, durchaus nicht ganz wohl. 

Dies sollten aber nun gleichsam nur orientierende und vielleicht auch ein wenig relativierende Vorbemerkungen zum eigentlichen Thema sein. Denn mir ist heute ja nicht die Aufgabe gestellt, zum äusseren politischen Auftrag der Kirche Stellung zu nehmen, sondern theologische, ethische und ekklesiologische Impulse für die innerkirchliche politische Mitgestaltung zu geben – und daran will ich mich durchaus halten. 

Ich will dies in drei Schritten tun, die Sie durchaus als Aufnahme des mir gestellten Themas hören können: als theologischer, ethischer und ekklesiologischer Impuls. Deshalb 

I. Kirche braucht Mitwirkung

Es ist zwar nicht wirklich höflich, wenn man sich eines Tagungstitels ein wenig kritisch annimmt, es scheint mir aber doch notwendig. Dieser Satz klingt ja beinahe wie ein verzweifelter Hilferuf derer, die offenbar nicht recht zum Zug kommen. Die endlich darauf aufmerksam machen wollen, dass sie beteiligt werden wollen. 

Und dies ist vor allem theologisch gesehen ein höchst unreformatorischer Hinweis. Denn Kirche braucht nicht erst Mitwirkung, um zu existieren. Sie lebt allein aus der Mitwirkung. Der Satz „Kirche braucht Mitwirkung“ klingt beinahe wie ein Satz Martin Luthers gegen die damalige katholische Kirche. Nur mit dem Unterschied, dass die evangelische Kirche in Württemberg von heute nicht die katholische Kirche von gestern ist - hoffentlich.  

Und man kann deutlich weiter zurück gehen, um diese Partizipationsnotwendigkeit zu begründen: ich erwähne hier nur die entscheidenden Überlieferungen der Apostelgeschichte, aus denen, etwa an der Wahl der Sieben (Apg 6,1-7), der Beauftragung des Barnabas und des Paulus zu ihrem Missionswerk (Apg 13,1-3) oder  dem Vermächtnis des Paulus an die Gemeinde und die Presbyter von Ephesus (Apg 20,17-38), Folgendes sehr klar deutlich wird:

· Die Gemeinde, hier vor allem die Gemeindeversammlung, war die grundlegende Grösse für das gemeinsame Leben; von ihr wurden wichtige inhaltliche Linien geklärt und Gremien zu ihrer amtlichen Aufgabe ermächtigt. 

· Gerade aufgrund der Überzeugung einer an alle ergangenen Geistgabe, der gemeinsamen Gotteskindschaft und der für alle gültigen Rechtfertigung und Befreiung und der gemeinsamen Aufgabe der Verantwortung war eine grundlegende Gleichheit und Geschwisterlichkeit in der Kirche mindestens das theologisch begründete Ideal. So wäre schon aus theologischen Gründen eigentlich kein Platz für patriarchale Strukturen oder andere Unterdrückungsmechanismen gewesen“. Eine frühkirchliche Hierarchie war insofern nur im Blick auf das Apostelamt selbst gegeben, nicht aber „im Sinne einer Über- und Unterordnung innerhalb der Nachfolgegemeinschaft“  

· Insofern gab es zwar eine Vielzahl von amtlichen Diensten und institutioneller Macht, aber immer nur im funktionalen Sinn, nie im Sinn eines substantiellen Ungleichgewichts. Man könnte dementsprechend innerhalb der Apostelgeschichte durchaus von einer diakonisch-demokratischen“
 Amtsauffassung sprechen. 

· Grundlegende Voraussetzung für das Gemeinde- und Amtsverständnis der Apostelgeschichte ist demzufolge die Herrschaft Gottes über die Kirche: „Es dominierte eine theozentrische Sichtweise, die die gemeinsame Unterordnung unter Gott und sein Wort unterstrich; amtliche Funktionen wurden in engem Bezug zur Gemeinde verstanden, in der es – als Eigentum Gottes und Wirkungsort seines Geistes – keine Über- und Unterordnung gab“
.
Nun gibt es aber offenbar – und das will ich den Titelgebern einmal positiv unterstellen, ja sehr reale Gründe für diesen Satz „Kirche braucht Mitwirkung: Offenbar ist nämlich diese biblische und reformatorische Selbstverständlichkeit längst nicht mehr automatisch gegeben. Mitwirkung in der Kirche ist ein Problem. Es scheint zwischen Kirchenleitung und ihren Mitarbeitern, zwischen Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen eben gerade nicht so zuzugehen, wie es Luther für das zweier Eheleute beschrieben hat - durchaus tröstlich übrigens: "O, wie wohl stehts, wenn Eheleute miteinander zu Tisch und Bett gehen: Ob sie gleich zuweilen schnurren und murren, das muß nicht schaden; es geht in der Ehe nicht allzeit schnurgleich zu." (WA TR 3, 515). Nein, wenn man sich so im Oberkirchenrat umhört, fragt man sich eher, ob dort wohl Luthers Satz stimmt: „Wo der Glaube ist, da ist auch Lachen.
Warum dieses Schnurren und Murren oftmals eher zu massiven Kratzangriffen und Beissattacken führt, dafür vermute ich drei sehr unterschiedliche menschliche, nur allzumenschliche Gründe, von denen ich drei nennen will.

1. Ein institutionenspezifischer Grund 

Innerhalb der Kirche gibt es handfeste Partizipationsprobleme wie in jeder anderen Institution, und dies aus einem Grund, der Institutionen per se inhärent ist: Eingefahrene Strukturen und Machtverhältnisse, vertraute Mechanismen und Verfahrensabläufe und ein unübersehbarer Parteiengeist, wenn nicht sogar Standesdünkel der Hauptamtlichen. In diesem Sinn ist die Klage über mangelnde Beteiligung kein spezifisch kirchliches Problem, sondern das Problem entsteht überall dort, wo es ein sich ansammelndes Herrschaftswissen, Netzwerke und Interessenbündnisse gibt. 

2. Ein historisch verankerter Grund

Es gibt aber darüber hinaus noch ein echtes, aus der spezifisch deutschen Tradition erwachsenes Problem: die protestantische Kirche ist ihrer Geschichte nach natürlich nicht ohne ihre spezifische Verflechtung mit dem fürstlichen, später nationalen Obrigkeitsstaat zu verstehen. Um nur ein Beispiel durch die historisch immer hoch problematische Beziehung zwischen Thron und Altar zu geben: in den so genannten Stiehlschen Regulativen der preussischen Restaurationszeit hiess es 1854: „Die gesellschaftlichen Zustände sind untragbar, die Lebensführungen der Einzelnen haltlos“. Nur ein mächtiges Bündnis zwischen Staat und Kirche könne Abhilfe schaffen: „Das Leben des Volkes verlangt seine Neugestaltung auf Grundlage und im Ausbau seiner ursprünglich gegebenen und ewigen Realitäten auf dem Fundament des Christentums, welches Familie, Berufskreis, Gemeinde und Staat in seiner kirchlich berechtigten Gestaltung durchdringen, ausbilden und stützen soll.“ Fürst und Bischof, staatliche und kirchliche Verwaltung, Staatsbeamtentum und Kirchenbeamtentum, Untertanengehorsam und Entmündigung der Gläubigen gingen Hand in Hand. 

Anders gesagt: das Selbstverständnis der Gläubigen im deutschen Protestantismus ist seiner Geschichte nach sehr viel stärker durch eine Form des patriarchalischen Versorgungs- und Führungsgedankens geprägt als durch Formen der Basisdemokratie. Um nur einmal den Unterschied deutlich zu machen, will ich kurz aus einer Beschreibung der reformierten Landeskirche der Schweiz zitieren: „Kirchgemeinden sind weitgehend autonom organisiert. Das heisst zum Beispiel, dass Kirchgemeinden ihre Pfarrerinnen und Pfarrer und ihre Sozialdiakonischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter selber wählen. Keine zentrale Instanz kann einer Gemeinde einen Amtsträger aufzwingen.Die Kirchgemeinde ist demokratisch organisiert: Die stimmfähigen Mitglieder funktionieren als "Bürgerschaft", die ihre Behörde ("Kirchenpflege", "Kirchenvorsteherschaft", "Kirchenstand") und - direkt oder indirekt - die Amtsträger (Pfarrerin und Pfarrer, Sozialdiakonische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, etc.) wählt. Der Gemeindeautonomie sind durch die kantonale Kirchenordnung und durch staatliche Gesetzgebung Grenzen gesetzt. Diese Grenzen können sehr unterschiedlich sein. Das basisdemokratische Prinzip steckt gerade in dieser Auslegung der Grenzziehungen. 
3. Ein mentalitätsspezifischer Grund 

Es scheint, als ob zur innerkirchlichen Kommunikationskultur ein spezifisches Element des Jammerns gehört. Häufig wird lieber über die Missstände geklagt, als dass man sich lieber an die Veränderung dieser Missstände begibt. Der Publizist Richard Herzinger beschreibt es so: „German Angst ist kein defizitarer Gefühlszustand, sondern ein veritables Lebensgefühl, das Selbstbewusstsein und Selbstsicherheit produziert“. Und der Zukunftsforscher Matthis Horx konstatiert gar eine deutsche Jammerkultur: „Wenn man sich nicht blenden lässt von den depressiven Diskursen und über den Tellerrand Deutschlands hinausschaut, dann merkt man schnell, dass man die Welt auch mit anderen Augen sehen kann. Nur zwölf Prozent der Deutschen haben in einer Gallup-Umfrage gesagt, dass die Zukunft besser werden könnte als die Vergangenheit. In Skandinavien, Asien und Afrika liegen die Zahlen bei neunzig Prozent“. Und Horx formuliert weiter: „Dieser Zukunftslosigkeit in Deutschland muss man sich erst einmal entziehen. Sie verändert nämlich den Blickwinkel. Wir nehmen selektiv nur noch das Negative wahr und kommen deshalb nur noch zu falschen Schlüssen. Dann hauen wir uns gegenseitig mitleidig auf die Schulter und beglückwünschen uns zu unserer totalen Unfähigkeit. Eine Art Untergangs-Kumpelei“
. Nun will ich mich aber gerade dieser Untergangs-Kumpelei nicht anschliessen und komme deshalb zum zweiten Punkt:

II. Kirche braucht politische Mitwirkung – aber was ist Politik?

Dieser Satz steht hier zu Recht und er klingt auch gut. Wer wollte ihm widersprechen. Nun ist es ja mit Sätzen, die unmittelbar einleuchten, immer so ein Problem. Denn was uneingeschränkt zustimmungsfähig ist, wird dann oftmals schon gar nicht mehr diskutiert. Wer wollte über das Unbestreitbare weiter nachdenken? Und dann werden solche Sätze manchmal aus strategischen Gründen in genau gegenteiliger Absicht verwendet. Ein Beispiel: oftmals reden gerne die von Möglichkeiten der Mitverantwortung, die sie eigentlich am liebsten gerne alleine in den Händen behalten würden. Der Aufruf, endlich Verantwortung zu übernehmen, könnte dann also genau sein Gegenteil meinen in dem Sinn: „Wir würden Verantwortung ja gerne teilen und artikulieren dies hiermit auch. Aber für Manches müssen wir einfach – Ihr versteht schon, im Fall des Falles gerade stehen und deshalb geht es (bei den wirklich wichtigen Dingen) natürlich nicht, dass wir hier Verantwortung auf mehrere Schultern verlagern“. Man könnte dies durchaus eine Form feindlicher Verantwortungs-Übernahme nennen. Insofern gilt natürlich auch hier wieder: Die Dinge liegen durchaus kompliziert.

Erst einmal zu fragen, was denn das Politische überhaupt ist bzw. sein soll? Blickt man in die gängigen Definitionen der Politikwissenschaft, so ist eines überdeutlich: Politik ist nicht gleich Politik. Und hier hat sich in den letzten Jahren ein durchaus grundsätzlicher Verständniswechsel ergeben. Danach sind unter Politik eben gerade nicht mehr nur Aspekte des politischen Ordnungssystems und verfassungsrechtlichen Normengefüges, des institutionell-organisatorischen politischen Handelns oder der rechtlichen Grundlagen zu verstehen. Sondern Politik ist auf das Politische bezogen. Das Politische ist etwas qualitativ Anderes als die Politik. 

Dahinter steht die These: es gibt keinen Bereich des individuellen und gesellschaftlichen Lebens, der nicht als politisch zu denken ist. Das Politische ist eine grundlegende anthropologische Dimension menschlicher Existenz. Dahinter steht die Grundannahme, dass eigentliche Sinn des Politischen die Freiheit selbst ist: „In diesem Sinne sind Freiheit und Politik identisch, und wo immer es diese Art von Freiheit nicht gibt, gibt es auch keinen im eigentlichen Sinn politischen Raum“
. Frei sein „können Menschen aber nur nur in Bezug aufeinander, also nur im Bereich des Politischen und des Handelns“
. Politik und politisches Handeln unterscheiden sich von einer „Welt, in der sich nichts ereignet“
. Dementsprechend sind Handeln und etwas Neues anfangen dasselbe
: Politik beruht auf der Tatsache der Pluralität der Menschen und heisst demnach nicht weniger als mit dem Anderen Anfangen können
.
Politische Mitwirkung bezieht sich eben deshalb nicht nur auf Prinzipien und institutionstheoretische Vorgaben, sondern damit sind individuelle und gemeinschaftliche politische Kompetenz und werthaltigen Überzeugungen notwendigerweise mitgemeint. Damit wird deutlich, dass Politik per se immer mehr als den institutionellen Raum meint: „Das Politische ist durchaus mehr als die Politik. Es ist mehr als Struktur und Funktion, es ist auch Ethik und Verantwortung“
. 

Ein solcher Begriff des Politischen hat nun konkrete Konsequenzen: Darin manifestiert sich die Überzeugung, dass die Zukunft des Zusammenlebens weniger von der Optimierung der institutionellen Bedingungsfaktoren abhängt als vielmehr von der Bereitschaft der im Gesamtgefüge agierenden Personen, Gruppen und Gemeinschaften zu politischem Bewusstsein und Handeln respektive deren Integration in das Gesamtsystem politischer Steuerung und Koordination. Insofern ist es der Sache nach prinzipiell unzureichend, politische Reformen primär auf eine Verbesserung etablierter Strukturen und Mechanismen oder gar auf das Versprechen der politischen Klasse, „Besserung zu geloben“ zu konzentrieren. Notwendig ist vielmehr die prinzipielle Klärung der Frage, wie es zu einer tatsächlichen Beteiligung möglichst Vieler an Fragen des Politischen kommen kann. 

In konstruktivem Sinn ist damit nicht weniger betont als die Notwendigkeit einer Transformation klassischer institutioneller Politik in neue gesellschaftlich-partizipatorische Gestaltungsformen des Politischen: anders gesagt: gegen die Entfremdung von institutioneller Politik hilft letztlich nur die Stärkung der zivilgesellschaftlichen Aktionsbasis. 

Sie bemerken vielleicht bereits, dass diese Unterscheidung zwischen Politik und dem Politischen auch für die Frage politischer Mitwirkung in der Kirche von wesentlicher Bedeutung ist.  Insofern komme ich zu meinem dritten Teil:

III. Politische Mitwirkung in der Kirche: Ziele und Empfehlungen

Auf dem Hintergrund der Unterscheidung zwischen institutioneller Politik und dem Politischen als individueller und gemeinschaftlicher Lebensform lassen sich nun auch unterschiedliche Aspekte der Frage „Politischer Mitwirkung in der Kirche aufzeigen“.   

Die allererste Frage muss aber überhaupt lautet, und dafür würde ich nachher sehr gerne mit Ihnen das Gespräch eintreten, was denn überhaupt das Ziel einer Mitwirkung sein soll. Und diese Frage sollte, das ist meine feste Überzeugung zu allererst individuell beantwortet werden. Es kann jedenfalls nicht genügen, sich aus Gründen eines bestimmten kirchlichen Parteiinteresses oder eines Zugehörigkeitsgefühls zu einer bestimmten Gruppierung zu einer Mitwirkung zu entschliessen. Ausserdem: die Klage über die fernen Institutionen, einen unzulänglichen Oberkirchenrat oder einen unzugänglichen Kirchengemeinderat mögen aus psychohygienischen Gründen einmal notwendig sein, enden sollte die eigene Artikulation damit aber hoffentlich nicht. Die Aufforderung, die eigene protestantische Freiheit ins Gespräch zu bringen, ist nicht gemeint im Sinn der Freiheit von Verantwortung und Beteiligung, sondern der Freiheit zur Verantwortung und zum Engagement. Es ist keine abstand-nehmende, sondern eine intensiv teilnehmende Freiheit. Diese Freiheit  ist schon gar nicht eine Freiheit  zur Willkür, sondern eine Freiheit  zur Liebe und zum Dienst am Gemeinwohl. Es ist auch die Freiheit, die Verhältnisse nüchtern unideologisch und unromantisch zu sehen und entsprechende Gestaltungsimpulse abzuleiten. Und es ist schließlich die Freiheit, auch Zumutungen auszusprechen und Widerstand zu formulieren, wo immer dies nötig ist. Protestantische Freiheit  ist die Freiheit zur Wahrheit.

Auf diesem Hintergrund ist nun aber tatsächlich die individuelle Klärung des Fürs und Widers politischen Engagements notwendig. Immer unter der Prämisse: auch wer nicht politisch handelt, handelt eminent politisch! Hier sollte man sich nun sehr ernsthaft wirklich die entscheidenden Antwortmöglichkeiten ganz ehrlich vor sich selbst klar machen, von denen ich einige benennen will:

Geht es mir um den die Veränderung der Kirche, die ich vor Augen habe?

Geht es mir vor allem darum, der eigenen Stimme mehr Gewicht zu geben?

Geht es mir vor allem um die Stärkung des Gefühls, wichtig zu sein?

Geht es mir um die Stärkung der eigenen Machtposition? 

Oder geht es mir um die Beförderung der eigenen kirchlichen oder kirchenpolitischen Karriere?

Manche dieser Fragen weisen wir vielleicht intuitiv sofort zurück, weil sie uns eigennützig oder bloss strategisch erscheinen. Die unterschiedlichen Fragen könnten somit den Eindruck erwecken, als ob es bessere und schlechtere Gründe, legitime und weniger legitime Interessen  bei politischem Engagement geben könnte. Dieser Meinung bin ich nun ganz und gar nicht. Sondern mir erscheint fast jede Antwort und vor allem die Mischung dieser Antworten völlig normal. Es gehört zum Politischen, dass man es natürlich auch hier immer mit handfesten und durchaus auch sehr eigennützigen Motiven zu tun hat. 

Ein Problem entsteht somit nicht dadurch, dass man ein „falsches“ Interesse haben könnte, sondern dass man sich dieser eigenen Interessen nicht bewusst werden will. Die Unehrlichkeit politischen Handelns beginnt somit nicht bei vermeintlich falschen Motiven, sondern darin, sich die eigenen Motive nicht wirklich eingestehen zu wollen. Wenn also behauptet wird, dass sich jemand nur um der Kirche willen in ihr politisch engagieren will, so dürfte dies höchstens die halbe verschleiernde Wahrheit sein. Und diese Form der Unehrlichkeit macht es dann im politischen Geschäft auch wirklich schwer. Ich gebe nur ein Beispiel: wenn etwa die Frage einer Kandidatenauswahl angeblich aus rein sachlichen und inhaltlichen Gründen behandelt und entschieden wird, so mag dies stimmen. In aller Regel spielen aber hier ein Vielzahl auch von strategischen und machtpolitischen Interessen eine erhebliche Rolle. Und es ist dann praktisch unmöglich, zu einer transparenten Entscheidung zu kommen, wenn diese Interessen nicht auf den Tisch gelegt werden. Und es wird noch schwieriger, wenn dann ein objektiv hervorragender Kandidat sogar aus reinem Machtkalkül heraus abgelehnt wird. Dies ist dann tatsächlich das Ende einer seriösen politischen Auseinandersetzung, abgesehen davon, dass ein solcher Prozess dann praktisch gegen unendlich und mit unbefriedigendem Ausgang verlängert wird. Anders gesagt: die eigentlichen Frustrationsprozesse stellen sich dann ein, wenn die wirklichen Motive nicht in aller Offenheit auf den Tisch gelegt werden. 

Eine solche geschwisterliche Strategie sollte man sich nun aber innerhalb der Kirche tatsächlich zu eigen machen, wenn man sich dann doch von allen säkularen politischen Prozessen wohltuend unterscheiden will. Man könnte ein solches wohltuendes politisches Denken und Engagement auch noch einmal biblisch gegründet formulieren: für Paulus empfehlen wir Christen uns gerade durch ein Denken und Handeln, dass sich fundamental von manchem weltlichen Getriebe unterscheidet: Im 2. Korinterherbrief formuliert er eine solche beispielhafte Haltung im Bild des Empfehlungsbriefs: 

„Fangen wir denn abermals an, uns selbst zu empfehlen? Oder brauchen wir, wie gewisse Leute, Empfehlungsbriefe an euch oder von euch? Danach soll die wie ein Brief sein, der ins Herz geschrieben, von allen Menschen erkannt und gelesen werden kann: „Ist doch offenbar geworden, daß ihr ein Brief Christi seid, durch unsern Dienst zubereitet, geschrieben nicht mit Tinte, sondern mit dem Geist des lebendigen Gottes, nicht auf steinerne Tafeln, sondern auf fleischerne Tafeln, nämlich eure Herzen“ (2. Kor. 3,3). 

Und die Begründung dafür ist eine christologische: „Solches Vertrauen aber haben wir durch Christus zu Gott. Nicht daß wir tüchtig sind von uns selber, uns etwas zuzurechnen als von uns selber; sondern daß wir tüchtig sind, ist von Gott, der uns auch tüchtig gemacht hat zu Dienern des neuen Bundes, nicht des Buchstabens, sondern des Geistes. Denn der Buchstabe tötet, aber der Geist macht lebendig“. 

Diese lebendige Arbeit kann auch unter dem Bild einer Gemeinde als Herberge gefasst werden, wie dies vor einigen Jahren der holländische Theologe Jan Hendriks getan hat. Er zeichnet folgendes Bild von Kirche, das auch unsere politische Mitwirkung prägen könnte:

Sie steht an den Wegen der Menschen, ist offen und gastfreundlich, einladend, versucht nicht, „Menschen drinnen festzuhalten – zu bekehren“ – sondern tut alles Nötige, „damit sie ihren eigenen Weg gestärkt, vielleicht auch mit Freude, weitergehen können.“ Und sie gibt ihren Gästen Gelegenheit, „ihre Geschichte zu erzählen und den Geschichten anderer zuzuhören“
.

Was deshalb jetzt angesagt ist, ist nicht das Jammern angesichts der dicken Bretter, die zu bohren sind, auch nicht der Frust angesichts der immer nur kleinen Schritte, die realistischerweise gegangen werden können. Und gerade auf Ihren Arbeitsfeldern und in der Arbeit mit „Ihren“ Jugendlichen ist ja die enorme Verantwortung nicht von der Hand zu weisen, die Sie für diese kommende Generation haben. Wie sollte man da anders, als in aller Offenheit und Ehrlichkeit und Leidenschaft politisch tätig zu werden. Wenn nicht Sie, wer dann, wenn nicht jetzt, wann dann, wenn nicht hier, wo dann? Mir ist jedenfalls noch viel zu wenig erkennbar, dass man sich innerhalb kirchlicher Strukturprozesse einmal mit der Frage beschäftigten würde, ob sich nicht auch hier – wie am Ort der Schule – eine Art von Just community zeichnen lassen könnte. Und die besondere Herausforderung besteht meiner Ansicht nach darin, eine just community eben als justified community zu beschreiben und zu konkretisieren. Eines jedenfalls muss vermieden werden: dass in die Kirche selbst so etwas wie ein politischer Leistungsgedanke in dem Sinn einzieht, dass man meint, Engagement quantifizieren und berechnen zu können, gar kirchlichen „Erfolg“ wirklich objektiv zu können und damit sein Bild von Kirche an Planungsziffern und ISO-Normen auszurichten. Das dürfte auf Dauer ziemlich schief gehen.  

Insofern sollten wir als Mitglieder und Repräsentanten von Kirche das Politische als immer wieder neue Chance und Herausforderung begreifen. Am Gelingen hängt nicht das Heil und Wohl der Kirche, aber das Gelingen dürfte unser Wohlsein innerhalb dieser Kirche entscheidend befördern. 

Oder um es einmal ganz aktuell mit dem vor wenigen Tagen von Herbert Grönemeyer herausgegebenen Titel „Ein Stück vom Himmel“ zu formulieren:  

„Bibel ist nicht zum einigeln, die Erde ist unsere Pflicht!

 Sie ist freundlich, freundlich - wir eher nicht. 


Ein Stück vom Himmel, ein Platz von Gott, 

ein Stuhl im Orbit, wir sitzen alle in einem Boot! 

Hier ist dein Haus, hier ist was zählt. 

Du bist überdacht  von einer grandiosen Welt. 


Wer nichts beweist, der beweist schon verdammt viel. 

Es gibt keinen Feind, es gibt keinen Sieg. 

Nichts kann niemand verleiden, keiner hat sein Leben verdient. 

Es gibt genug für alle, es gibt viel schnelles Geld, 

wir haben raue Mengen, und wir teilen diese Welt, 

und wir stehen in der Pflicht. 


Die Erde ist freundlich, warum wir eigentlich nicht? 

Sie ist freundlich, warum wir eigentlich nicht?
In diesem Sinn sollte eigentlich deutlich sein, dass wir mit allem vernünftigen Mut, den wir zur Verfügung haben, besser heute als morgen beginnen, uns politisch zu engagieren. Dass das einen langen Atem braucht, kann man übrigens bei dem am Anfang erwähnten Ernst Sieber ausführlich studieren. Fünfzig Jahre lang ist er schon aktiv, davon wurde er die ersten Jahre nicht ernst genommen, die nächsten zwanzig Jahre lang von Politik und auch Kirche angefeindet und kritisiert, und „erst seit zwanzig Jahren“ wird er als ernste Stimme ernst genommen. Jetzt zeigen sich langsam die Früchte der Arbeit. 

Wahrscheinlich braucht alles politische Handeln diesen geduldigen langen und hartnäckigen Atem der Leidenschaft, den ich Ihnen hiermit und zum Schluss ausdrücklich wünschen möchte – wo immer Sie sich politisch für und in Ihrer Kirche einsetzen wollen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Professor Dr. Thomas Schlag

Professor für Praktische Theologie

Universität Zürich

www..theologie.unizh.ch/faecher/praktsich/thomas-schlag.html
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